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Blitzbesuch zur Papstmesse
Cristina reist für kurzes Wiedersehen mit Franziskus nach Paraguay
Foto mit dem Papst: Cristina und ihr paraguayischer Amtskollege Horacio Cartes. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires/Asunción (mc/dpa) - Als Jorge Bergoglio noch Erzbischof von Buenos Aires war, da mied Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner den Geistlichen, wo sie konnte. Wenn dieser beispielsweise den Festgottesdienst zum 25. Mai in der Kathedrale von Buenos Aires abhielt, zog die Staatschefin es vor, der parallel stattfindenden Messe im Wallfahrtsort Luján beizuwohnen. Seit Bergoglio vor über zwei Jahren jedoch zum Papst gekürt wurde, lässt Kirchner keine Möglichkeit aus, den Kirchenmann zu treffen.
Erst Anfang Juni war Cristina nach Rom gefahren, um eine Audienz im Vatikan zu erhalten. Am vorigen Wochenende nun bestieg sie ihr Staatsflugzeug Tango 01, um Franziskus im Nachbarland Paraguay zu sehen. Das Ergebnis: Ganze 45 Sekunden dauerte das kurze Aufeinandertreffen am Sonntag, das Kirchner und der Papst im Rahmen der Freilichtmesse im Park Ñu Guasú nahe der Hauptstadt Asunción hatten. Bei der Gelegenheit schenkte Cristina dem Papst einen Zeitungsbericht aus den Fünfziger Jahren. Darin ging es um eine Messe, in der der damalige Papst Johannes XXIII. für die Gesundheit der legendären Präsidentengattin Evita Perón betete.
Für ein längeres Gespräch war während der eng gesteckten Reiseagenda des Pontifex kein Platz. Aber auch Cristina hatte nicht viel Zeit mitgebracht. Ein Gespräch mit ihrem paraguayischen Amtskollegen Horacio Cartes, der sie zur Messe eingeladen hatte, war jedenfalls nicht vorgesehen. Gleich im Anschluss an den Gottesdienst flog sie nach Buenos Aires zurück. Insgesamt war Kirchner weniger als 24 Stunden in der paraguayischen Hauptstadt, in der sie im noblen Hotel „Bourbón“ übernachtete.
Auf seinem Flug nach Paraguay hatte der Papst der Staatschefin in einer Grußbotschaft Fortschritte in ihrem Einsatz für Gerechtigkeit und Frieden gewünscht. Dabei ärgerte es Kirchner, dass die Worte in manchen Medien so gedeutet wurden, als ob es eine direkte Aufforderung zum Handeln an die argentinische Regierung gewesen wäre. Man versuche, die Formulierungen des Pontifex umzudeuten, so Cristina gegenüber Journalisten in der paraguayischen Hauptstadt.
Das Treffen von Asunción, das insgesamt sechste mit dem Papst, wird nicht das letzte bis zu Cristinas Amtszeitende im kommenden Dezember gewesen sein. So kreuzen sich die Wege der beiden noch einmal im September bei der UN-Generalversammlung in New York. In demselben Monat könnte es auch ein Wiedersehen mit Franziskus in Kuba geben. Doch dies ist noch nicht offiziell bestätigt worden.
Während der Messe in Asunción forderte der Papst ein Ende von Ausbeutung und Unterdrückung in der Welt. Man müsse von der Logik des Herrschens, des Niederdrückens, des Manipulierens übergehen „zu einer Logik des Aufnehmens, des Empfangens, des Pflegens“, sagte Franziskus vor rund einer Million Menschen. Die Mission der Kirche bedeute, sich für mehr Geschwisterlichkeit und Zusammenhalt einzusetzen. Der Altar bestand aus 32.000 Maiskolben, Kürbissen und Kokosnüssen.
Der Papst hat im Wahljahr 2015 vermieden, sein Heimatland zu besuchen. Er will erst nächstes Jahr erstmals seit seiner Amtsüber-nahme nach Argentinien fahren. Zehntausende seiner Landsleute waren in Paraguay aber dabei, um „ihren“ Papst zu feiern.
Argentinien
Fahrt zu den Makkabi-Spielen
Argentinische Delegation vor Reise nach Berlin verabschiedet
Botschafter Bernhard Graf von Waldersee (hinten, M.) mit Mitgliedern der Tennis-Delegation. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/mc/dpa) - „Es ist eine Ehre für Deutschland.“ Botschafter Bernhard Graf von Waldersee hob die Bedeutung dessen hervor, dass die Europäischen Makkabi-Spiele in diesem Jahr erstmals in Berlin stattfinden. Der höchste Repräsentant der Bundesrepublik in Buenos Aires hatte Vertreter der argentinischen Delegation in seine Residenz eingeladen, die in wenigen Tagen in Richtung Deutschland aufbricht.
Die Argentinier wurden von Organisatoren der Spiele als nicht-europäische Mannschaft eingeladen. Rund 100 Sportler werden in den Sportarten Basketball, Tennis, Fußball und Hockey die argentinischen Farben vertreten. Insgesamt nehmen an Europas größter jüdischen Sportveranstaltung rund 2.300 Athleten aus über 30 Ländern teil, die vom 27. Juli bis 5. August auf dem Berliner Olympiagelände in 19 Sportarten ihre Kräfte messen werden.
Von Waldersee brachte seine Freude darüber zum Ausdruck, dass in Deutschland nach dem Holocaust ein neues jüdisches Leben entstanden. Der Botschafter sprach von einer besonderen Verantwortung der nach dem Krieg geborenen Deutschen, gegen jede Form von Antisemitismus vorzugehen. Dieser sei zwar bedauerlicherweise noch nicht ganz verschwunden. Doch sei man diesbezüglich in Deutschland heute sensibler als in anderen Ländern. Berlin stehe für Geschichte, aber auch für die Gegenwart, so der Botschafter, der in diesem Zusammenhang auf die zahlreichen jungen israelischen Künstler verwies, die derzeit in Berlin lebten und arbeiteten.
Auch Javier Veinberg, der Vorsitzende des argentinischen Makkabi-Komitees, ging auf die historische Dimension ein: „Wir fahren an den Ort, von dem das schlimmste Kapitel in der jüdischen Geschichte seinen Ausgang nahm“, so Veinberg. Man begebe sich in einer Stadt, in der man jüdische Mitbürger einst nicht haben wollte – in eine Stadt, in der die Nazis 1936 die Olympischen Sommerspiele veranstalteten. Veinberg lobte die Entwicklung der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und Israel, die vor genau 50 Jahren offiziell aufgenommen wurden.
Um die argentinische Delegation auf ihre Fahrt nach Berlin einzustimmen, hatte die deutsche Botschaft mit Marcelo Birmajer und Julián Schvindlerman zwei hiesige Publizisten eingeladen, die vor kurzem zu Studienreisen in Deutschland gewesen waren.
Schvindlerman sprach davon, dass in Berlin praktisch an jeder Ecke die Geschichte zu spüren sei. Man sei in Deutschland weit davon entfernt, sich von der Geschichte lösen zu wollen. Er lobte die Entschiedenheit von Politik, Diplomatie und Kultur, sich den dunklen Kapiteln zu stellen. Das Gewicht der Vergangenheit, die Deutschland mit der jüdischen Geschichte verbinde, sei gleichwohl immens. Als besonders eindrucksvolle Orte in Berlin nannte Schvindlerman das Holocaust-Mahnmal, das Jüdische Museum in Kreuzberg sowie die Neue Synagoge an der Oranienburger Straße in Berlin-Mitte.
Auch Birmajer, dessen Großvater unmittelbar vor Beginn des Zweiten Weltkriegs aus Polen floh, sprach davon, dass die Geschichte in Deutschland immer noch sehr präsent sei. Gleichwohl zeigte er sich beeindruckt von der Zivilgesellschaft, die sich dort seit der Nachkriegszeit herausgebildet habe. Das heutige Deutschland beschrieb er als freies Land, das wirtschaftlich sehr erfolgreich und für Touristen geradezu „exotisch billig“ sei. Er sprach aber auch von Antisemitismus, der heutzutage nicht nur von rechtsradikalen Gruppen, sondern vermehrt auch von Islamisten ausgehe.
Hintergrund: Makkabi ist die weltweite jüdische Sportbewegung. In über 60 Ländern existieren mehr als 450 Clubs mit derzeit rund 400.000 Mitgliedern. Die Europäischen Makkabi Games werden alle vier Jahre, zwei Jahre nach der Makkabiade in Israel veranstaltet.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Azurduy statt Kolumbus
Nach 94 Jahren ist die Statue zu Ehren des Amerika-Entdeckers Christoph Kolumbus nun endgültig aus dem Hinterbereich der Casa Rosada entfernt worden. In den frühen Morgenstunden des vorigen Sonnabends rückten Kran- und Transportfahrzeuge an, um das 1921 von der italienischen Gemeinschaft gestiftete Monument an seinen neuen Bestimmungsort nahe dem Stadtflughafen „Aeroparque Newbery“ an der Nordpromenade zu bringen. Dort soll der steinerne Seefahrer bald dauerhaft stehen, sobald die Fundamentarbeiten auf dem Platz „Hidroavión Buenos Aires“ fertig sind. Hinter dem Präsidentenpalast musste das Denkmal für den Entdecker aus Genua nun aber Platz machen für ein Monument zu Ehren der aus dem heutigen Bolivien stammenden Freiheitskämpferin Juana Azurduy. Diese hatte im frühen 19. Jahrhundert eine führende Rolle im Unabhängigkeitskampf gegen die Spanier inne. Der bolivianische Präsident Evo Morales war am Mittwoch eigens nach Buenos Aires gekommen, um gemeinsam mit seiner argentinischen Amtskollegin Cristina Fernández de Kirchner die feierliche Einweihung des neuen Denkmals vorzunehmen. Morales’ Regierung hatte den Bau mit einer Million US-Dollar unterstützt.
Larreta vs. Lousteau
Die Bewohner der Hauptstadt sind an diesem Sonntag aufgefordert, einen neuen Bürgermeister zu wählen. In der Stichwahl stehen sich der Konservative Horacio Rodríguez Larreta von der regierenden PRO-Partei sowie Martín Lousteau vom Mittelinks-Bündnis ECO gegenüber. Larreta, der in den vergangenen acht Jahren als Kabinettschef der Hauptstadtregierung fungierte, hatte im ersten Wahlgang vor knapp zwei Wochen zwar mit 45,6 Prozent der Stimmen das mit Abstand beste Ergebnis erzielt. Aber weil er die absolute Mehrheit verfehlte, muss er sich dem direkten Vergleich mit dem zweitplatzierten Lousteau stellen, der beim ersten Urnengang 25,6 Prozent erreichte. Lousteau sammelte einst Erfahrungen als Wirtschaftsminister der Kirchners, mit denen er sich aber überwarf. Rodríguez Larreta will in der Stadt das politische Erbe seines Parteifreundes Mauricio Macri antreten, der nach zwei Wahlperioden in Folge nicht noch einmal für das Amt des Bürgermeisters kandidieren darf.
Streit um Ergänzungsrichter
Zwischen Teilen der Richterschaft und der Regierung rumort es weiter. Am Montag widersetzte sich das Bundesgericht für Strafsachen mit Sitz in Buenos Aires, das neue Gesetz zur Einsetzung von Ergänzungsrichtern anzuwenden. Diese Kompetenz steht nach der vor kurzem in Kraft getretenen Neuregelung ausschließlich dem Richterrat zu – und nicht mehr wie bislang den Gerichten. Im vorliegenden Fall ging es um einen Prozess wegen gefälschter Autopapiere, bei dem ein neuer Richter eingesetzt werden sollte. Das erwähnte Bundesgericht, bei dem die Sache anhängig war, argumentierte, das neue Gesetz zur Einsetzung der Ergänzungsrichter verstoße gegen die Verfassung, da es die dort verankerte Unabhängigkeit der Justiz missachte. Hintergrund dieser Sichtweise ist der Umstand, dass im Richterrat mehrheitlich Parteigänger der Kirchner-Regierung sitzen. Während Kabinettschef Aníbal Fernández die Haltung des Bundesgerichtes als „angemaßte Einmischung“ der Richter in die Gesetzgebung bezeichnete, bewertete die permanent regierungskritische Zeitung „Clarín“ den Richterspruch als „harten Schlag“ gegen die Regierung.
US-Experte: Nisman ermordet
„Ich glaube, ein Mord ist wahrscheinlicher als ein Selbstmord.“ Zu diesem Schluss kommt der angesehene US-Gerichtsmediziner Cyril Wecht, der im TV-Programm „Journalismus für alle“ seine Einschätzung zum Tod des argentinischen Staatsanwalts Alberto Nisman abgab. „Aus meiner Erfahrung bei der Untersuchung politisch motivierter Attentate weiß ich, wie Regierungen denken und handeln“, so der US-Experte, der vor allem durch seine Ansichten zum Kennedy-Mord bekannt wurde. So zweifelte er die offizielle Sichtweise der Warren-Kommission an, nach der Lee Harvey Oswald als Einzeltäter gehandelt habe. Im Nisman-Fall neigt die argentinische Regierung zur Selbstmord-Theorie, während die Angehörigen des am 18. Januar (Sonntag) tot in seinem Appartement aufgefundenen Sonderermittlers von Mord ausgehen. Wecht kommt nach Sichtung der Ermittlungsergebnisse zu dem Schluss, dass Nisman stand, als er von der tödlichen Kugel getroffen wurde. Das Blut an der linken Hand sei nur dadurch zu erklären, dass die Leiche bewegt worden sei.
Fangio wird exhumiert
Die Überreste von Argentiniens Formel 1-Legende Juan Manuel Fangio sollen 20 Jahre nach dessen Tod zur Klärung einer angeblichen Vaterschaft exhumiert werden. Örtlichen Medienberichten vom Samstag zufolge ordnete ein Richter der Stadt Mar del Plata die Maßnahme für den 7. August an. Ein DNA-Test soll ergeben, ob der 1995 gestorbene fünffache Formel 1-Weltmeister leiblicher Vater des Klägers Oscar Espinosa sei. Dieser behauptet, er stamme aus einer Beziehung seiner Mutter mit Fangio in den 1950er Jahren. Der Rennfahrer starb am 17. Juli 1995 im Alter von 84 Jahren. Er gilt bislang als kinderlos. Fangio, Weltmeister der Jahren 1951, 1954, 1955, 1956 und 1957, hatte auch nie geheiratet. Seine Überreste liegen in seinem Geburtsort Balcarce im Südosten der Provinz Buenos Aires.
Timerman operiert
Außenminister Héctor Timerman ist am Dienstag wegen eines Lebertumors operiert worden. Der Eingriff sei erfolgreich verlaufen, teilte das Außenministerium unter Berufung auf die Ärzte des Hospital Universitario Austral in Buenos Aires mit. Andere Verletzungen seien nicht festgestellt worden. Der 61-Jährige wird demnach zunächst in der Intensivstation bleiben. Timerman hatte am Vortag Gerüchte dementiert, wonach er sein Amt vorzeitig niederlegen würde. Zuvor hatte er angekündigt, dass er sich nach dem Ende der Amtszeit der Staatschefin Cristina Fernández de Kirchner im kommenden Dezember aus der Politik zurückziehen werde. (AT/mc/dpa)
Meinung
Stichwahl
Am kommenden Sonntag, dem 19. Juli 2015, werden die Wähler/innen der autonomen Stadt Buenos Aires aufgerufen, abermals zu den Urnen zu schreiten, um in einer Stichwahl den künftigen Regierungschef (Regierenden Bürgermeister) zu bestellen. Das schreibt das Statut (in anderen Gliedstaaten Verfassung) der Stadt vor. Diese Stichwahl musste einberufen werden, nachdem kein Kandidat die Schwelle von 50 Prozent überschritten hatte. Gesiegt hatte vor zwei Wochen der amtierende Kabinettschef der Stadtregierung Horacio Rodríguez Larreta mit 45,5 Prozent der gültigen Stimmen, gefolgt von Martín Lousteau für die Parteienallianz ECO mit 25,5 Prozent. Der Kandidat der nationalen Regierungspartei Siegesfront (FPV), Mariano Recalde, seines Zeichens Vorsitzender der staatlichen Fluggesellschaften Aerolíneas Argentinas und Austral und parteipolitisches Mitglied der sogenannten „La Cámpora“, hatte die dritte Position errungen und verpasste die Stichwahl. Vormalige Kandidaten der Siegesfront hatten besser abgeschnitten als Recalde.
Für die nationalen Wahlen am 23. Oktober gelten andere Regeln. Mit mindestens 45 Prozent siegt ein Kandidat ohne Stichwahl und mit mindestens 40 Prozent und zehn Prozent Vorsprung ebenfalls, anders als in der Stadtwahl, wo 50 Prozent plus einer Stimme gelten. Somit würde die Stichwahl nach der ersten Wahlrunde entfallen und Rodríguez Larreta wäre schon gewählt. Dieses Missverhältnis der Stichwahlregeln in der Nation und der Stadt ärgerte den jetzigen Regierungschef und Präsidentschaftsvorkandidaten Ing. Mauricio Macri für seine Partei PRO, der eine entsprechende Reform des Stadtstatuts im Visier hat. Dafür reichen aber die Mehrheitsverhältnisse im Stadtparlament nicht, wo die Stadtregierung keine vorgeschriebene Mehrheit aufbringt und auf Parlamentariern anderer Parteien angewiesen ist, um Stadtgesetze durchzusetzen.
Für die Stichwahl tritt nun Martín Lousteau für eine Parteienallianz, im Kürzel genannt ECO, an, der an zweiter Stelle lag, allerdings mit 20 Prozentpunkten Rückstand auf Larreta. Ein Erfolg Larretas hängt auch davon ab, wie viele Wähler/innen bei der Stichwahl einen leeren (weißen) Stimmzettel abgeben. Weiße Stimmen werden zwar gezählt, aber keiner Partei zugerechnet, so dass die echte Wählerbasis entsprechend schwindet. Je mehr weiße Stimmen elektronisch abgegeben werden, desto besser sind die Chancen Larretas. Insofern wirkt jede weiße Stimmen im Endeffekt zugunsten Larretas, dessen Gegner der Siegesfront von Mariano Recalde erklärt haben, dass sie keinen der beiden Kandidaten wählen werden, also entweder zu Hause bleiben oder weiße Stimmzettel elektronisch abzugeben und damit Larreta helfen.
Lousteau war aufgefordert worden, auf die Stichwahl zu verzichten, wogegen er die Gelegenheit beim Schopfe nahm, um Wahlwerbung zu betreiben. Larreta lehnte den Vorschlag von Lousteau ab, eine Debatte über problematische Fragen der Stadtregierung durchzuführen, nachdem vor der ersten Runde bereits eine solche Debatte im Fernsehen stattgefunden hatte.
Am kommenden Sonntag haben die Wähler/innen das Sagen.
Meinung
Zeit zum Handeln
Von Stefan Kuhn
Das war kein feiner Zug von Wolfgang Schäuble, aber ein effektiver. Vor den Wochenendverhandlungen mit Griechenland hatte der deutsche Finanzminister ein Papier publik gemacht, in dem von einer mindestens fünfjährigen Euro-Pause die Rede war. Das Szenario eines „Grexit“ auf Zeit zeigte Wirkung. Nach halbjährigen Verhandlungen mit der neuen griechischen Regierung stimmte diese am vergangenen Wochenende einem Reform- und Sparprogramm zu.
Von Verhandlungen zwischen Griechenland und der „Troika“ aus der Europäischen Zentralbank (EZB), den Ländern mit der gemeinsamen Währung (Euro-Gruppe) und dem Internationalen Währungsfonds (IWF) konnte man seit Jahresanfang eigentlich nicht mehr sprechen. Die seither amtierende griechische Regierung, ein Konglomerat von Linkssozialisten und Rechtsnationalisten, hatte sich einer seltsamen Hinhaltetaktik verschrieben. Es schien, als wolle Ministerpräsident Alexis Tsipras möglichst viel Zeit zwischen einer Einigung und dem Wahlabend verstreichen lassen. Die Wahlversprechen seiner Linkspartei Syriza beinhalteten nämlich die Beibehaltung der Euro-Währung, keine Rentenkürzungen, Wiedereinstellung von entlassenen Staatsbeamten und noch eine ganze Reihe mehr an kleinen und größeren Wundern.
Insgeheim hatte Tsipras wohl darauf gesetzt, dass die Euro-Gruppe nichts mehr fürchtet als den Ausstieg Griechenlands aus dem Euro. Das war zuletzt nicht mehr der Fall. Es gab am Ende immer mehr „Grexit“-Befürworter. Die Sache verhielt sich umgekehrt: Tsipras selbst musste nichts mehr als den Ausstieg Griechenlands aus dem Euro fürchten. Denn das würde vor allem seiner Wählerklientel schaden. Die Reichen haben ihr Geld schon längst nicht mehr bei griechischen Banken.
Immerhin hätte sich Tsipras noch einigermaßen elegant aus der Affäre ziehen können, so wie er das jetzt verzweifelt versucht. Doch er ließ kurz vor dem großen Finale noch ein Referendum durchführen, in dem die Bevölkerung über EU-Reformvorschläge abstimmen sollte, die schon gar nicht mehr aktuell waren. Im Prinzip ging es darum, der „Troika“ eine Machtdemonstration zu liefern. Man könnte das noch irgendwie nachvollziehen, wenn Griechenland wie die Schweiz ein Land der direkten Demokratie wäre. Doch das letzte griechische Referendum liegt fast fünf Jahrzehnte zurück. Damals entschieden sich die Griechen für die Abschaffung der Monarchie.
Vor einigen Tagen entschieden sie sich dafür, die Sparvorschläge von EU und IWF nicht anzunehmen. Jetzt müssen sie weitaus härtere ertragen. In dieser Hinsicht wird Tsipras seinem Volk einiges erklären müssen. Bei sparsamen Menschen drängt sich zudem die Frage auf, warum man für so ein sinnloses Unterfangen so viel Geld ausgibt.
Peinlich ist, dass es für Tsipras nach dem Referendum viel Beifall von den üblichen Verdächtigen gab. Cristina Kirchner war eine der ersten unter den Gratulanten. Zum einen müsste es zu denken geben, dass bei einem Referendum mit einer Suggestivfrage immerhin 40 Prozent der Griechen der Meinung waren, dass man nur durch gewaltige Einschnitte wieder auf die Beine kommt. Dass 60 Prozent diese Härten nicht auf sich nehmen wollen, wirkt dann schon weniger überwältigend. Eine ehrliche Frage wäre gewesen: Wollt ihr den Euro behalten und dafür Opfer bringen?
In Sachen Referendum könnte man den Spieß auch umdrehen. Gäbe es in jedem Land der Euro-Gruppe eine Volksabstimmung, ob man die Griechen weiter mit Anleihen oder Bürgschaften unterstützen sollte, bräuchte man das Ergebnis gar nicht erst abzuwarten. Das ist übrigens auch der Grund, warum viele EU-Regierungschefs sich gegenüber Griechenland so hart zeigen. Die Deutschen und allen voran Wolfgang Schäuble sind in dieser Hinsicht zwar die Buhmänner, aber bei weitem nicht die härtesten. Viel unnachgiebiger sind die baltischen Staaten, die Slowakei und Slowenien, die sich den Euro durch harte Reformen erkämpft haben und nicht durch kreative Buchführung. Diese Staaten sind wirtschaftlich konkurrenzfähig. Nur kann kein Politiker aus diesen Ländern seinen Bürgern erklären, warum Griechenland, wo die Löhne und Renten im Durchschnitt doppelt so hoch sind, sich so vehement gegen Reformen wehrt. Nicht nur Tsipras ist seinen Wählern gegenüber verantwortlich, sondern auch seine Verhandlungspartner auf europäischer Regierungsebene den ihren.
Ein wichtiges und richtiges Argument ist natürlich, dass man Griechenland nicht kaputtsparen darf. Das Land braucht auch Investitionen, um wieder auf die Beine zu kommen. Vor allem aber braucht es ein Investitionsklima, und dieses schafft man nur über Reformen. In dieser Hinsicht hat die griechische Regierung noch nichts unternommen. Im Gegenteil: Einige Maßnahmen der Vorgängerregierung wie die Entlassung von Staatsbediensteten wurden wieder rückgängig gemacht.
Bemühungen, die Staatskasse zu füllen, gab es nicht einmal im ureigenen sozialistischen Terrain. Im jetzigen, angeblich von der EU diktierten Maßnahmenkatalog, der im Internet massiv als eine Art Staatsstreich kritisiert wird, findet man Punkte wie eine Steuer auf Luxusautos, -häuser und -jachten. Wenn eine von Linkssozialisten geführte Regierung nach sechsmonatiger Amtszeit noch keine Luxussteuer eingeführt hat, läuft irgendetwas falsch.
Die meisten Finanzexperten sind sich einig, dass Griechenland ohne einen Schuldenschnitt oder eine Verlängerung der Laufzeiten von Krediten und/oder Zinssenkungen nicht aus der Krise kommt. Dazu wird es wohl auch kommen. Die meisten europäischen Regierungschefs bestanden allerdings darauf, dass Griechenland endlich auch seinen Reformwillen zeigt und nicht nur Forderungen stellt.
Die griechische Tragödie ist auch nach der Einigung mit der Troika und der Zustimmung des griechischen Parlaments vom vergangenen Mittwoch nicht zu Ende. Zunächst muss man abwarten, ob Athen die Reformen auch wirklich umsetzt. Die Begeisterung dafür hält sich in Grenzen. Dann ist natürlich auch fraglich, ob das erneute Hilfspaket auch wirklich für die nächsten zwei Jahre reicht. Es könnte auch durchaus sein, dass die Griechen letztendlich den Schritt wagen und zur Drachme zurückkehren. Wenn man eine Politik wie Tsipras und seine Syriza-Partei will, wäre das der konsequenteste Weg.
Meinung
Randglossen
Der absurde Tausch der Denkmäler von Christoph Kolumbus und Juana Azurduy hinter dem Regierungspalastes, Spanisch genannt „Casa Rosada“, im Blickfeld des Büros der Präsidentin, wurde dieser Tage feierlich vollzogen. Ausgangspunkt dieses kostspieligen Tauschs war eine Bemerkung des damaligen Präsidenten von Venezuela Hugo Chávez, inzwischen verstorben, auf Besuch in Buenos Aires gewesen, der der Präsidentin vorwarf, das Kolumbusmonument in ihrer Sicht zu haben, handelte sich doch in seiner Sicht um einen Völkermörder, der für zahllose Tötungen unter der spanischen Herrschaft in Lateinamerika verantwortlich gewesen sein sollte. Das stimmt überhaupt nicht. Kolumbus, der den amerikanischen Kontinent für Europa entdeckte, war keinesfalls für Mord und Totschlag verantwortlich, ebensowenig für die zahllosen Menschen, die durch eingeführte Krankheiten starben. Das Monument der Freiheitskämpferin Juana Azurduy ist ein Geschenk von Boliviens Präsidenten Evo Morales, der selbst indigener Abstammung ist.
Die Kandidaten für das Regierungsamt der autonomen Stadt Buenos Aires am kommenden Sonntag, amtierender Kabinettschef Horacio Rodríguez Larreta für die Partei PRO, geführt vom ebenfalls amtierenden Vorkandidaten für die Präsidentschaft Mauricio Macri, und Martín Lousteau für ein neues Parteiengebilde genannt GEO, werben über die hierfür notwendigen 50 Prozent plus einen Wähler/innen. Larreta führt in den Umfragen und freut sich der zahlreichen sogenannten weißen Stimmzetteln, die laut Umfragen seine unterlegenen Gegner in den Vorwahlen empfehlen. Kraft elektronischem Wahlmodus werden weiße Stimmzettel auch registriert, aber von den gültigen Stimmen abgezogen. Eigenartig an diesen Wahlen ist die Tatsache, dass Larreta und Lousteau auf nationaler Ebene etwa dem gleichen politischen Lager angehören und ihre ebenfalls gemeinsamen Gegner der national regierenden Siegesfront (FpV) ausgestochen haben.
Der Grieche hat genug genervt“, nein, so etwas sagt man wirklich nicht. Da ist dem baden-württembergischen CDU-Vorsitzenden Thomas Strobl in seinem Ärger über Schuldenverhandlungen der Gaul durchgegangen. Dabei werden viele dem Schwaben zustimmen, allen voran Strobls Schwiegervater. Der heißt nämlich Wolfgang Schäuble und hat als Bundesfinanzminister großen Anteil an den Verhandlungen mit Athen. Strobl hat allerdings ein wichtiges Detail übersehen. Er hätte den Griechen beim Namen nennen sollen. Man kann ja auch nicht sagen, „der Schwabe redet schneller als er denkt...“
Präsident Evo Morales mag es gut mit dem Papst gemeint haben, doch so richtig gefreut dürfte sich Franziskus nicht über die Geschenke des bolivianischen Präsidenten haben. Ein in Hammer und Sichel eingearbeitetes Kruzifix sorgte für Missverständnisse. Dann überreichte ihm der frühere Cocabauer Morales auch noch ein Beutelchen mit Cocablättern gegen die Höhenkrankheit. Franziskus musste erklären, dass er die Blätter nicht gekaut habe. Schließlich ist Coca der Grundstoff von Kokain, auch wenn man dafür Unmengen braucht. Viel Aufregung um nichts. Das Kruzifix war eine Replik desjenigen eines ermordeten Jesuitenpaters, und gegen die Höhenkrankheit hatte der Pontifex schon Cocatee getrunken.
Wirtschaft
Ist 28,7% der Bevölkerung arm?
Die katholische Universität (UCA) erstellt seit einigen Jahren einen sogenannten „Barometer der Sozialschuld“, der sich besonders auf die Messung der Armut bezieht. 2014 erreichte die Armut dabei 28,7% der Bevölkerung, was ca. 11 Mio. Menschen umfasst. Von diesen entfallen 5,4 Prozentpunkte auf Menschen, die im Elendszustand leben, weil sie nicht einmal ihren dringlichen Bedarf an Lebensmitteln decken können, der auf $ 885 pro Monat berechnet wird. Ein Jahr zuvor, für das Jahr 2013, lag diese Koeffizienten noch bei 27,5% und 5,4%. (gleich $ 641).
Das Statistische Amt (INDEC) hatte seinerzeit berichtet, dass der Armutskoeffizient im Jahr 2013 nur 4,7% betrug, was CFK auch erwähnte, als sie von der FAO (Organisation für Ernährung und Landwirtschaft der Vereinten Nationen) wegen ihrer Verdienste bei der Bekämpfung der Armut ausgezeichnet wurde. Würde die INDEC-Statistik stimmen, dann gäbe es kein echtes Armutsproblem, da die Unterstützung so weniger Armen keine finanzielle Belastung für den Staat darstellen würden.
Für die letzten Jahre war die Entwicklung der Armut laut UCA, in Prozenten der Bevölkerung, wie folgt:
Zu dieser Statisatik sei zunächst bemerkt, dass Mauricio Macri als Regierungschef der Stadt Buenos Aires sehr gut abschneidet. Auf der anderen Seite fällt die grosse Zahl der Familien auf, die von der Regierung direkt subventioniert werden, und noch mehr fällt der Sprung im Jahr 2014 auf. Dies hängt direkt mit einer zunehmenden Arbeitslosigkeit zusammen, die das INDEC systematisch verneint. Mit diesen Subventionen betreibt die Regierung Politik, indem behauptet wird, dass eine Regierung von Macri oder Massa sie abschaffen würde. Das dementieren beide. Doch auf alle Fälle müssten diese Subventionen revidiert werden, da sie sich in vielen Fällen gewiss nicht rechtfertigen. Das Konzept der Armut ist sehr elastisch und subjektiv. Bei dieser Statistik wird nur das Geldeinkommen der Familien bezogen auf den Preis eines theoretischen Konsumkorbes berücksichtigt. Dabei werden Naturaleinkommen bei Seite gelassen, die in vielen Fällen sehr wichtig sind. Das Programm pro Huerta umfasst über 500.000 Familien, die einen Gemüsengarten haben, oft noch mit Geflügel- oder Kaninchenzucht. Dabei werden insgesamt über 2 Mio. Menschen mit einem Teil der Nahrung versorgt, die sie benötigen. Auch sonst haben viele Landwirte, vor allem kleinere, Gemüse- und Obstgärten und züchten Hühner und gelegentlich auch Schweine, alles für ihren Eigenverbrauch. Hinzu kommt noch der Fischfang, der in einigen Gegenden Bedeutung hat.
Doch abgesehen davon erhalten viele Arme von den Gemüsenhändlern Gemüse und Obst billiger oder geschenkt, das ihnen übrig bleibt und sonst verdirbt. Auch bei den Metzgern erhalten sie gelegentlich billige Schnitte, wobei ohnehin bestimmte Produkte der Schlachtung, wie Kutteln, Nieren und Leber, viel billiger sind und genau so gut ernähren wie Lende („lomo“). Schliesslich besteht eine grosse Solidarität in den Familien und auch unter Freunden, so dass Personen, die kein Einkommen haben, sich bei diesen an den Tisch setzen und mit der Familie essen. Wenn bei der INDEC-Umfrage jemand ein sehr niedriges Einkommen angibt, aber normal ernährt aussieht, sollte der INDEC-Beamte ihn fragen, wie das möglich ist. Das geschieht jedoch nicht.
Würde der Koeffizient der Elenden stimmen, dann müssten auf den Strassen im ganzen Land tausende von Menschen zu sehen sein, die Haut und Knochen sind und nach und nach sterben, etwa wie in Kalkutta und Biafra. Das ist jedoch nicht der Fall. Die Menschen sehen in Argentinien allgemein ernährt aus, auch wenn sich viele falsch ernähren und viele, besonders Kinder, unter Parasiten leiden, was äusserlich zum Teil auch wie Unterernährung zum Ausdruck kommt.
Das auffallendeste Zeichen der Armut sind die prekären Wohnungen, in denen viele Menschen wohnen. Das wird jedoch bei der Erhebung über Armut nicht berücksichtigt. Das Armutsphänomen muss eben qualitativ untersucht werden, um es in seiner Vielfalt zu erfassen, und auch, um eine gezielte und wirksame Sozialpolitik ausarbeiten zu können.
Schliesslich sei noch bemerkt, dass Argentinien ständig Arme importiert. Aus Bolivien, Paraguay und gelegentlich auch aus anderen lateinamerikanischen Ländern wandern viele arme Menschen nach Argentinien aus, für die die Armut in Argentinien immer noch ein viel besseres Leben erlaubt, als in ihren Heimatländern. Die Elendsviertel der Stadt Buenos Aires sind voll von diesen Menschen.
Das Thema dert Armut wird leider sehr politisiert, und dabei kann sich die Regierung schlecht verteidigen, weil ihre notorisch falsche Statistik sie von vorne herein beschuldigt, die Armut unter den Teppich zu fegen. Die für das Thema verantworlichen hohen Beamten, sollten diesen Artikel lesen und dann das INDEC um eine ernsthafe und tiefere Erfassung des Phänomens bemühen. Und die Oppositionskandidaten für die Präsidentschaft sollten ihre Wirtschaftsberater auch über das Thema aufmerksam machen.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Dienstag zu $ 9,15, leicht über der Vorwoche und um 6,83% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 33,84 Mrd. gegen u$s 33,82 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.15 bei $ 9,445, zum 30.12.15 bei $ 9,955 und zum 31.03.16 bei 10,80. Der Terminkurs per Juli 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 28,99%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 13,94, nachdem er am Dienstag auf über $ 14 gesprungen war, Der Kurs für Überweisungen über gleichzeitigen Kauf und Verkauf von staatlichen Dollarbonds an den Börsen von Buenos Aires und New York schloss mit $ 13,31, wobei die Provisionen, die nicht im Kurs eingeschlossen sind, 2% betragen
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Dienstag ein Plus von 6,87% und lag 43,39% über Ende 2014.
***
Par-Bonds in Pesos notierten mit 11,27% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 0,50% und lagen 6,18% im Plus gegenüber Ende 2014. Boden 2015 lagen um 0,34% über einer Woche zuvor und um 6,38% über Ende 2014, und Global 2017 Arg lagen mit 10,31% im Plus gegenüber Ende 2014.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 224,32 (Vorwoche $ 223,99) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 320,45 (Vorwoche $ 319,99).
***
Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) ergibt für Juni eine Zunahme von 1%, womit die Erhöhung in 12 Monaten zum Juni bei 15% liegt. In den ersten sechs Monaten 2015 betrug die Zunahme 6,7%. Der Index der Grossistenpreise ergibt für Juni eine Zunahme von 1,3% und von 13,4% in 12 Monaten. Der Baukostenindex weist für Juni eine Zunahme von 1,2% und in einem Jahr eine von 23,3% aus.
***
Der Index der Konsumentenpreise, den eine Gruppe von Oppositionsdeputierten als Durchschnitt mehrerer privater Erhebungen monatlich bekanntgibt, benannt „Kongressindex“, ergab für Juni eine Zunahme von 1,53%, und für 12 Monate zum Juni eine von 27,9%. Gleichzeitig gab das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires für Juni eine Preiszunahme von 1,6% bekannt.
***
Die Industrieproduktion lag gemäss der Berechnung des Studienzentrums des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“ im Mai 2015 um 3,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Es ist der 15. Monat in Folge ohne Wachstum. Dennoch liegt Mai 2015 um 0,4% über April. Die Kfz-Produktion weist einen interanuellen Rückgang von 9,7% aus, die Grundmetallproduktion einen von 13,3%. Bei 7 von 12 Bereichen fand ein Rückgang und bei 5 eine interanuelle Zunahme statt. Der Rückgang der Exporte nach Brasilien hat sich besonders negativ ausgewirkt, die gestiegene Bautätigkeit hingegen positiv auf Baumaterialien.
***
Der Kongress hat am Mittwoch das Gesetz verabschiedet, durch das die universelle Subvention für Kinder, die 3,5 Mio. Einzelfälle deckt, alle sechs Monate mit dem gleichen Index berichtigt wird, der bei Pensionen angewendet wird.
***
Wirtschaftsminister Axel Kicillof und Landwirtschaftsminister Carlos Casamiquela haben am Mittwoch eine Erweiterung des Programmes zur Unterstützung kleiner und mittlerer Landwirte bekanntgegeben, das Subventionen für bis zu 56.355 Landwirte umfasst. Begünstigt werden Landwirte, die bis zu 1.600 t Weizen, Mais und Soja und 1.000 t Sojabohne erzeugen. Ein Weizenproduzent von 200 t zahlt somit netto einen Exportzoll von nur 0,9%, und bei 600 t einen von 8,6%. Insgesamt wurden im Rahmen dieses Programmes schon Subventionen an 25.545 Landwirte für insgesamt $ 564,9 Mio. gezahlt, die auf die Periode Januar-Mai 2015 entfallen.
***
Die Weltbank hat Argentinien einen neuen Kredit fünf u$s 200 Mio. gewährt, der für den Ausbau des öffentlichen Gesundheitssystems bestimmt ist, besonders für Personen unter 65 Jahren, die keine Deckung haben. Dabei sollen bis 2017 insgesamt 5,4 Mio. Menschen vom Programm erfasst werden.
***
Wirtschaftsminister Kicillof gab in der Vorwoche bekannt, dass für die Waren mit gepflegten Preisen eine Zunahme von 2,2% zugestanden worden sei. Somit beträgt die Zunahme in diesem Jahr 9,1%. Seit Januar 2014, als das System eingeführt wurde, beträgt die Erhöhung 22,1%. Ausserdem sei die Liste der Waren um 38 Produkte erweitert worden, nachdem vorher in diesem Jahr schon 125 in die Liste aufgenommen worden waren. Kicillof wies darauf hin, dass das Programm allgemein eingehalten werde, u.a. weil das Publikum dem Handelssekretariat die Fälle bekanntgebe, in denen es nicht erfüllt wird,. Die „geplegten Preise“ haben mehr Käufer bei den grossen Supermarktketten angezogen, weil andere Einzelhandelsgeschäfte, u.a. die chinesischen Supermärkte, sich dem System nicht angeschlossen haben. Die Preisdifferenz zwischen den Waren, die vom Programm erfasst werden, und analogen, bei denen freie Preise bestehen, ist auffallend hoch.
***
Das Wirtschaftsministerium hat in der Vorwoche Staatsbonds „Bonac“ für $ 5,60 Mrd. bei den lokalen Banken untergebracht. Diese Titel haben eine Rentabilität von 30%. Es handelt sich um die siebte Ausgabe dieser Bonac, mit der Bestand auf $ 36,40 Mrd. ansteigt.
***
Das Institut für Arbeitsstudien der Universität UCES hat festgestellt, dass Ende 2014 28% der Arbeitslosen schon über zwei Jahre keine Beschäftigung hatten. Weitere 17% waren schon zwischen 6 und 12 Monaten arbeitslos. Das INDEC misst die Langzeitarbeitslosigkeit nicht, obwohl dies wesentlich ist, um die Bedeutung dieses sozialen Problems voll zu erfassen.
***
Das Institut IARAF, das sich mit Steuerstudien im weiteren Sinn befasst, hat ermittelt, dass der gesamte steuerliche Druck, einschliesslich Sozialabgaben, indirekter Steuern, Steuern der Provinzen und Gebühren der Gemeinden, dieses Jahr bei einem monatlichen Bruttoeinkommen von $ 67.810 ganze 52,8% beträgt. Bei einem Monatseinkommen von $ 14.907 sind es 35,2% und bei $ 32.302 44,3%. Am meisten fallen dabei die Beiträge an das Pensionierungssystem und die Gewinnsteuer mit 37,6% (bei $ 67.810) ins Gewicht, wobei 10,3% auf indirekte Steuern des Nationalstaates, der Provinzen und Gemeinden entfallen, und 4,4% auf Immobiliensteuern, Kfz-Steuern und persönliches Vermögen. Bei geringeren Einkommen ($ 5.253) fallen die Beiträge zu den Pensionskassen mit 17% des Gesamtbetrages (35,2%) weniger ins Gewicht, während indirekte Steuern mit 16,3% und Steuern auf Immobilien, Kfz und persönliches Vermögen nur 2% ausmachen.
***
Im Juni wurden 151.379 gebrauchte Automobile, Kleinlaster und Lastwagen verkauft, 28,4% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, und 12,3% mehr als im Mai 2015, teilt die Agenturenkammer CCA mit. In 6 Monaten 2015 waren es 833.494 Einheiten, 4,76% mehr als im Vorjahr.
***
Die argentinische Regierung hat mit den Behörden der Europäischen Union vereinbart (und in einer gemeinsamen Erklärung bekanntgegeben), dass die Importgenehmigung für die einzelnen Importe, mit Ausgabe der sogenannten DJAI (Declaración jurada anticipada de importación) durch das Handelssekretariat gewährt werden, Ende dieses Jahres ablaufen. Dieses System, das für die Beschränkung der Importe geschaffen wurde, ist unvereinbar mit den Bestimmungen der Welthandelsorganisation, und das wurde von der argentinischen Regierung anerkannt. Handelssekretär Augusto Costa berief daraufhin Vertreter von Unternehmensbereichen zu sich, die mit importierten Produkten konkurrieren, um andere Massnahmen des Schutzes zu erwägen, die die WHO annimmt. Es ginge dabei um Antidumpingmassnahmen, Qualitätsnormen u.a. Die wichtigste Möglichkeit, die in diesem Sinn besteht, die jedoch nicht erwogen wurde, liegt bei einer besseren Kontrolle der Preise der Importprodukte, die oft falsch angegeben werden, um Zoll zu sparen. Von 1997 bis 2001 wurde eine private Kontrolle zu diesem Zweck verpflichtet, die sehr wirksam war.
***
Den Automobilherstellern wurde ab 15. Juli für die Monate August und September, mit einer Gültigkeit bis 30. September, ein monatliche Betrag von u$s 198,9 Mio. seitens des Industrieministeriums für den Import von Zubehörteilen genehmigt. Dies bedeutet eine Verbesserung von 23,6% gegenüber der letzten Höchstgrenze. Die Schulden aller Hersteller mit ihren Mutterhäusern im Ausland liegt bei u$s 2 Mrd.
***
Nach Ansicht des argentinischen Erdölinstituts (IAPG) liegen die Kosten für die Förderung von Erdöl und Gas im Lager Vaca Muerta, plus den landesweiten Transport und die ebenfalls landesweite Verteilung des Erdgases bei mehr als u$s 40 Mrd. Dies geht aus dem ersten Bericht hervor, der die Investitionskosten für die Produktion des Lagers von Vaca Muerta unter die Lupe nimmt. Der Vorsitzende des IAPG, Ernesto López Anadón, schätzt, dass die Wirtschaft die positiven Auswirkungen erst in fünf Jahren spüren würde. Das Grundproblem dieses Schiefererdöl und –gaslagers in Neuquén besteht in den hohen Kosten, die beim gegenwärtigen Weltmarktpreis für Erdöl die Ausbeutung wirtschaftlich fragwürdig erscheinen lassen. Das Lager liegt in 3.000 Metern Tiefe, während analoge Lager in den USA etwa 1.000 Meter tief liegen. Das erhöht die Ausbeutungskosten gewaltig.
***
Die Krise in der Fleischindustrie in der Provinz Córdoba weitet sich aus. In den letzten fünf Jahren haben fünf mittlere und grosse Schlachthäuser (Estancias del Sur, Col Car, Tinacher, Carnes Huinca und San Javier) aufgegeben. Durch die Schliessungen gingen 2000 Arbeitsplätze verloren. Unter den 35 noch bestehenden Schlachthäusern ist Logros das einizge mit Exportgenehmigungen. Es arbeitet mit einer Kapazität von 70%. Die Kontingentierung des Rindfleischexportes, die seit einigen Jahren besteht, wirkt sich direkt auf die Fleischunternehmen aus, die für den Export tätig sind.
***
Die Milchwirtschaft erlebt gegenwärtig eine schwere Krise. Der Interne Konsum hat mit 200 Litern pro Kopf und Jahr einen Stand erreicht, der schwer zu übertreffen ist, und der Export von Trockenmilch liegt dieses Jahr um 25% unter dem Vorjahr, weil der Weltmarktpreis gesunken ist und sich das Geschäft beim zurückgebliebenen Wechselkurs nicht lohnt. Die Milchlandwirte weisen darauf hin, dass die Milchunternehmen den Preis unlängst um 3% gesenkt haben, wobei der Preis ohnein in einem Jahr nur um 10% gestiegen war, weit unter der Kostenzunahme. Die Milchbauern haben Verluste, die in vielen Fällen zur Aufgabe dieser Tätigkeit führen. Argentinien gehört weltweit zu den Ländern mit den besten Bedingungen für die Milchproduktion, und sollte viel mehr produzieren und exportieren. Es ist auch unbegreiflich, dass der Literpreis, der dem Landwirt gezahlt wird, von unter $ 3 pro Liter, beim Endverkauf im Supermarkt (in Tetrapakbehältern) auf $ 11 bis $ 14 steigt, wobei die grösste Milchfirma, Mastellone Hnos, unlängst eine Verlustbilanz vorlegte. Die Supermärkte berechnen stets die gleiche Marge.
***
Das Arbeitsministerium berichtet, dass die dieses Jahr abgeschlossenen Gesamtarbeitsverträge 5 Mio. Arbeitnehmer umfassen. Sieben Abkommen wurden in den letzten Tagen abgeschlossen, mit Erhöhungen von 27% bis 28%, die stufenweise erfolgen. Die Lohnabkommen werden jedoch mit grosser Verspätung abgeschlossen, nachdem die vorangehenden Ende März verfielen.
***
In 12 Monaten zum 3. Juli 2015 sind die Banknoten in Händen des Publikums um 35,38% gestiegen. Dennoch stieg die monetäre Basis (Banknoten in Händen des Publikums plus Bankdepositen bei der ZB) nur um 29,85%, weil die Depositen bei der ZB nur um 13,99% zunahmen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in der gleichen Periode um 32,95%. Die Tendenz der monetären Expansion ist steigend, und Wirtschaftler, die sich mit dem Thema befassen, weisen auf eine starke Zunahme in den fehlenden Monaten dieses Jahres hin. Die gesamten Pesodepositen bei den Banken stiegen in einem Jahr um 32,79% auf $ 1,08 Bio., und die gesamten Bankkredite stiegen um 27,69% auf $ 698,08 Mrd. Die Kredite nehmen weniger als die Depositen zu, weil die ZB, und in den letzten Monaten auch das Schatzamt, direkt Wertpapiere (Lebac-Wechsel und Bonac-Bonds) bei den Banken unterbringt, die hoch verzinst werden.
***
Der Verkauf von landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten ist in den ersten fünf Monaten innerjährlich um 38,9% auf einen Gesamtbetrag von u$s 61,4 Mio. eingebrochen. Die Saatmaschinen sind von der Krise besonders hart betroffen. Der Rückgang beträgt hier 46,5% , stellt ein Bericht des Beratungsbüros IES fest. Für den weiteren Jahresverlauf sind die Erwartungen sehr gedämpft, nachdem ein wichtiger Kunde wie Venezuela nicht mehr kauft.
***
In der argentinischen Stahlindustrie wächst die Sorge über die chinesische Konkurrenz. Tausende Arbeitsplätze in ganz Lateinamerika seien gefährdet, sagen die Verantwortlichen der Argentinischen Stahlkammer, die sich einer Erklärung des lateinamerikanischen Stahlverbandes angeschlossen haben. Für jede Dollarmillion, die an Produkten aus China eingeführt werden, können in Lateinamerika bis zu 64 Arbeitsplätze verloren gehen. Lag die Marktbeteiligung des chinesischen Stahls in der Region vor fünf Jahren bei 6%, so liegt sie heute bei 13%. Lateinamerika ist der weltweit zweitgrösste Markt für die chinesischen Stahlwerke.
***
Der Staatsanwalt für Wirtschaftskriminalität, Carlos Gonella, hat sich vor dem Obersten Gerichtshof für die Illegalitätserklärung der Devisengeschäfte ausgesprochen, die über Staatsbonds in Dollar getätigt werden, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden, die im lokalen Finanzjargon als „contado con liquidación“ bezeichnet werden. Indessen wurden diese Geschäfte schon von der Justiz in zweiter Instanz als legal erklärt, und es wird allgemein angenommen, letzte Woche hat der Oberste Gerichsthof die Legalität dieser Geschäfte bestätigt. Der Präsident der ZB, Alejandro Vanoli, hatte schon vorher erklärt, dass keine Massnahmen zur Verhinderung dieser Geschäfte vorgesehen seien. Dennoch hat das Vorgehen des Staatsanwaltes die Gemüter beunruhigt und mit zur Hausse des schwarzen Dollakurses beigetragen, die am Montag eingetreten ist.
***
Die Regierung hat durch Dekret 1330 (Amtsblatt vom 13.7.15) Dollarbonds Bonar 2024 und Bonar 2024 für u$s 784 Mio. ausgegeben, um eine Schuld gegenüber den lokal tätigen Erdölunternehmen zu zahlen, die auf das Programm Petroleo Plus von Jahr 2012 entfallen, durch das den Unternehmen, die ihre Erdölförderung steigerten, eine Prämie versprochen wurde. Gleichzeitig wurde das Programm ausser Kraft gesetzt.
***
Die AFIP hat erreicht, dass die Justiz eine Haussuchung bei 64 Geschäftsstellen zugelassen hat, im Zusammenhang mit einer angeblichen Steuerhinterziehung von $ 4,6 Mrd. Es handelt sich darum, dass eine Organisation Genossenschaften gegründet hatte, um finanzielle Geschäfte über diese zu schleusen, da sie dabei von der Schecksteuer befreit sind. Ebenfalls hat die AFIP von der Richterin Arroyo Salgado gefordert, dass sie gegen die Bank Meridian vorgeht, weil diese angeblich Schecks diskontiert hat, die aus schwarzen Geschäften stammen. In beiden Fällen ist es jedoch fragwürdig, dass Gesetze verletzt worden seien.
***
Die monatlichen Zahlungen für die privaten Krankenkassen („prepagas“) werden ab August um 7% erhöht, teilten die Vertreter dieser Institute nach einer Unterredung mit Handelssekretär Augusto Costa mit. Die Quoten wurden schon im März um 4% und im Juni um weitere 6% erhöht. In 12 Monaten zum Juni betrug die Zunahme 28,6%. Im Wesen geht es darum, dass die Gehaltserhöhungen auf die Quoten abgewälzt werden, die bei den Kosten entscheidend sind.
***
Der Rindfleischkonsum betrug im ersten Halbjahr 2015 60,7 Kg pro Kopf der Bevölkerung, 3,3% mehr als im Vorjahr, berichtet der Verband CICCRA, der die Fleischindustrie vertritt. Mit Geflügel, Schweine und Schaffleisch gelangt man im ersten Halbjahr 2015 auf einen Konsum von 127 kg, 1 kg über 2014. In dieser Periode wurden 100.235 t Rindfleisch exportiert, 22% über dem Vorjahr. Im Juni wurden 1,1 Mio. Rinder geschlachtet, 8% über dem Vorjahr. Im ersten Halbjahr waren es 6,18 Mio. Rinder, 3,1% mehr als im Vorjahr.
***
Bei der Wechselausschreibung vom Dienstag erhielt die ZB Offerten für $ 11,3 Mrd., die alle angenommen wurden. Nach Abzug der Amortisation bestehender Lebac, verblieb eine monetäre Expansion von $ 2,58 Mrd. Die Zinsen blieben gegenüber der Vorwoche unverändert. Die ZB brachte auch Dollarwechsel für u$s 227 Mio. unter, wobei bestehende Wechsel für u$s 201 verfielen.
***
Die lateinamerikanische Entwicklungsbank CAF gewährte Argentinien einen Kredit über u$s 150 Mio., der für Investitionen im Energiebereich bestimmt ist. Den Verbrauchern soll im Nordwesten des Landes ein Zugang zu den Basisdiensten gewährleistet werden, insbesondere im Bereich des Transports und des Vertriebs von Erdgas. Hier wird zur Zeit eine Gasfernleitung gelegt, von der an die 3,5 Mio. Einwohnern profitieren sollen.
***
Fünf Unternehmen haben sich an der öffentlichen Ausschreibung für den Bau des neuen Justizpalastes in Santa Fe beteiligt. Die Provinz sieht dafür einen Etat von $ 80,8 Mio. vor. Die Baufirmen, die am Verfahren teilgenommen haben sind Riva, Dinale, Cocyr, Coemyc und UTE. Alle Angebote liegen über dem offiziellen Kostenvoranschlag.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
In Venezuela stieg der Schwarzkurs des Dollar in der Vorwoche um 23% auf 616 Bolivar pro Dollar, womit er 97 Mal höher als der offizielle ist, der bei 6,30 Bolivar pro Dollar liegt, den die Regierung nur für Importe von Lebensmitteln und Medikamenten einsetzt. In knapp zwei Monaten stieg der Kurs um 104%. Am 19. Februar 2015 führte die Regierung einen zweiten offiziellen Devisenmarkt ein, genannt Simadi (Sistema marginal de divisas), der mit einem Kurs von 172 Bolivar pro Dollar begann und in der Vorwoche mit 199,81 endete.
***
Für dieses Jahr rechnet das offizielle brasilianische Institut für Geographie und Statistik mit einer Rekordernte von Getreide und Ölsaat von 205,8 Mio. Tonnen, 6,7% mehr als im Vorjahr. Die Zunahme ist hauptsächlich auf Sojabohne zurückzuführen, bei der 96,4 Mio. t erwartet werden, 11,6% mehr als 2014. Wegen der Dürre, die Anfang 2015 eingetreten war, wurde eine niedrigere Ernte befürchtet.
***
Die wirtschaftliche Krise hat die Autohersteller in Brasilien stark getroffen; der Absatz von Neuwagen sinkt stetig. Gegen diesen Trend entwickelt sich allerdings der Verkauf von Gebrauchtwagen. Im ersten Halbjahr stieg der Absatz innerjährlich um 4,1% wie der Bundesverband der Wiederverkäufer für Autos (Fenauto) berichtet. (Brazil News)
***
Die 500 grössten Unternehmen, die in Lateinamerika tätig sind, wiesen 2014 einen Umsatzrückgang von 4,5% aus, wobei der Gewinn sogar um 41% gefallen ist. Es war das zweite Jahr in Folge mit Umsatzrückgang, ein Phänomen, dass seit 2001/02 nicht aufgetreten war. Dies ergibt eine Studie des Institutes American Economy Intelligence. Der Rückgang ist einmal auf die Erdölbaisse zurückzuführen, dann auf die Baisse bei Commodities in allgemeinen, und schliesslich durch die Abwertung verschiedener Währungen.
***
Mexiko hat letzte Woche die ersten Verträge mit privaten Erdölunternehmen abgeschlossen, durch die diese 14 Blocks zur Forschung und Förderung von Erdöl im Golf von Mexiko während 30 Jahren erhalten. Dies ist das Ende der Politik des Staatsmonopols bei der Erdölausbeutung, die 1938 eingesetzt hat, mit der Enteignung von privaten Firmen und der Schaffung von Petroleos Mexicanos (Pemex). Die Regierung rechnet damit, dass in jedem Block um die u$s 1,3 Mrd. investiert werden, und dass die Erdölförderung ab 2018 um 500.000 Barrel pro Tag steigt. Gegenwärtig sind es 2,3 Mio. Barrel pro Tag.
***
Der Medienkonzern Bertelsmann will rund E 90 Mio. in wachstumsstarke Bildungsunternehmen in Brasilien investieren. Die Beteiligung an einem insgesamt E 230 Mio. schweren Fonds sei ein weiterer Schritt, das Bildungsgeschäft mittelfristig zur dritten Säule neben Medien- und Dienstleistungen auszubauen, teilte Vorstandschef Thomas Rabe am Donnerstag in Gütersloh mit. Ein Schwerpunkt soll die medizinische Ausbildung sein. Zuletzt hatte Bertelsmann seine Geschäfte im brasilianischen Bildungssektor weiter ausgeweitet und etwa in Online-Lern-Anbieter und Hochschulen investiert. (dpa)
***
Als erster Außenminister der Bundesrepublik besucht Frank-Walter Steinmeier, begleitet von einer Wirtschaftsdelegation, das sozialistische Kuba. „Wir wollen unsere bilateralen Beziehungen zu Kuba intensivieren und die Partnerschaft mit Kuba politisch, wirtschaftlich und kulturell ausbauen“, sagte Steinmeiers Sprecher. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Cachan
Dieses Unternehmen mit einer über hunderjährigen Tradition hat ein technologisches Labor für Wärmetauscher für die Automobilindustrie eingeweiht. Die Investitionssumme lag bei u$s 1,9 Mio.
Deutsche Bahn
Noch bis 31. Juli 2015 bietet die Deutsche Bahn die Gelegenheit, zu einem beliebigen Fernverkehrsbahnhof in Deutschland für nur E 19 zu reisen. Internationale Strecken zum gleichen Preis, wie z.B, nach Brüssel, Prag, Innsbruck, Salzburg oder Basel sind ebenfalls erhätlich. Weitere Auskünfte über dbbahn.com.ar.
Libus
Diese Firma, die Produkte für den persönlichen Schutz erzeugt (EPP) hat ein Investitionsprogramm von $ 10 Mio. angekündigt, um ihre Fabrik in Berazategui zu erweitern. 20 neue Injektionsmaschinen mit elektrischer Technologie sollen eingesetzt werden, was nicht nur die Produktion erhöht, sondern den Stromkonsum halbiert.
Axion Energy
Dieses Erdölunternehmen, dass die Raffinerien und Tankstellen von Esso übernommen hat, und sich im Besitz von Carlos und Alejandro Bulgheroni sowie der chinesischen Cnooc befindet, die erste zusätzliche Tankstelle in Corrientes Hauptstadt eingeweiht. Es handelt sich um die zwanzigste Tankstelle die landesweit unter der neuen Marke Axion eröffnet wurde.
Remeros Plaza
Vor Jahresende soll in Tigre das neue und grösste Einkaufszentrum dieser Gemeinde, Remeros Plaza, eröffnet werden. 120 Läden werden auf 27.000 Quadratmeter ihre Waren anbieten. Darüber hinaus wird das Einkaufszentrum Kinos, ein Fitnesszentrum und ein Supermarkt der Kette Carrefour beherbergen.
Faber-Castell
Während der Winterferien findet im Planetarium vom 18. Juli bis 2. August zwischen 14:30 und 16:30 eine kostenlose Aktivität für Kinder statt. Dabei geht es um den Bau einer Ökoskulptur ausgehend von 2000 PET Flaschen. Kinder und ihre Familien dürfen sich daran frei beteiligen. Die Aktivität findet unter der Schirmherrschaft von Faber-Castell statt.
AES Argentina
Diese Firma, die einen Teil der Stromversorgung in der Provinz Buenos Aires betreibt, berichtet über die Beendigung der Erweiterung ihres Kraftwerkes in Bahía Blanca, benannt Guillermo Brown. Der Präsident der Gesellschaft, Vicente Javier Giorgio, teilte mit, dass das Kraftwerk von 600 MW, bestehend aus zwei Einheiten von je 300 MW, sowohl mit Gas wie mit Dieselöl funktioniert. Letzte Woche wurd die Synkronisierung der zweiten Einheit beendet. Die Investition für das Kraftwerk betrug ca. $ 6 Mrd., wobei beim Bau 1.200 Menschen beschäftigt wurden, über mehr als 50 Zulieferanten.
YPF, PAE & Wintershall
Der Gouverneur von Neuquén, Jorge Sapag, gab am Mittwoch eine hohe Investition im Schiefergas und -erdöllager Vaca Muerta bekannt. Die staatlich kontrollierte YPF wird mit Pan American Energy (kontrolliert von der Familie Bulgheroni) und der deutschen Wintershall insgesamt u$s 30 Mrd. in den Lagern Bandurria Sur, Centro und Norte investieren. Weitere u$s 8 Mrd. sollen im Lager Lindero Atravesado investiert werden, wobei hier PAE einen Anteil von 62,5% und YPF einen von 37,5% hat. In einer ersten Etappe sollen in beiden Vorhaben bis 2018 u$s 1,38 Mrd. investiert werden.
Petroquímica Rio Tercero
Diese Firma, mit Fabrik in der gleichnamigen Ortschaft in Córdoba, die zum Piero-Konzern gehört, hat beim Arbeitsministerium der Provinz ein Präventivverfahren beantragt. Die Fabrik erzeugt vornehmlich Poliuretanschaum und Resine, die sie an andere Fabriken der Gruppe liefert, die Matrazen folgender Marken erzeugen: Colchones Piero, Suavestar, Colchones Cannon und Suavegom. Es ist die einzige Fabrik, die TDI (disocianato de tolueno) in Argentinien erzeugt. Ausserdem werden in Rio Tercero verschiedene chemische Produkte hergestellt, an erster Stelle kaustische Soda, aber auch Aluminiumpolichlorid, dass für die Wasserreinigung verwendet wird. Das Problem des Unternehmens entstand, weil es jetzt schon 20 Monate kein TDI nach Brasilien exportiert. Der Umsatz ist dabei um 40% zurückgegangen. Die Fabrik in Río Tercero beschäftigt 406 Arbeiter direkt und weitere 600 indirekt.
Rasic Hnos
Diese zweitgrösste Unternehmen auf dem Gebiet der Geflügelproduktion, die mit der Marke Cresta Roja vertrieben werden, hat diese Woche 400 Arbeiter der Betriebe in der Gegend von Ezeiza entlassen. Die Firma macht die Gewerkschaft für diese Entscheidung verantwortlich, weil sie sich geweigert habe, einem Präventivverfahren für Krisensituationen zuzustimmen, das die Firma nach dem vor Gericht 2014 beantragten Vergleich vorgeschlagen hatte. Die Firma warnt die Gewerkschaft, von Streiks Abstand zu nehmen, weil dann nicht einmal die nächste Lohnzahlung erfolgen kann, und die definitive Schliessung droht. Resic weist darauf hin, dass sie nur $ 6 Mio. als sogenannter REPRO-Kredit erhalten hat, was bei einer monatlichen Lohnsumme von $ 48 Mio. nicht entfernt ausreicht. Das ganze Vermögen der Firma sei die Garantie für Hypothekargläubiger und Lieferanten, so dass die Firma nur mit Mitwirkung der Gewerkschaft gerettet werden könne.
Wirtschaftsübersicht
Ideologie gegen Rationalität, Effizienz und Pragmatismus
Die Präsidentin und die Regierungsmannschaft, einschliesslich der Partei, stellt bei den kommenden Wahlen einen irrealen Gegensatz auf: auf der einen Seite ihr „Modell“, das sie als Wachstum mit sozialem Einschluss definiert, aber sonst nicht weiter erklärt, und auf der anderen Seite, offensichtlich mit Macri als Oppositionskandidat, ein wilder Frühkapitalismus, wie er angeblich vor den Kirchner-Regierungen bestand. Das ist jedoch eine völlig wirklichkeitsfremde Sicht der Dinge, umso mehr als das sogenannte „Modell“ mit einer Wirtschaft endet, die seit fast vier Jahren nicht mehr wächst, keine echten Arbeitsplätze (in der Privatwirtschaft) schafft, als Folge einer beschäftigungsfeindlichen Arbeitspolitik, die unter den Kirchners verschärft wurde, eine hohe Arbeitslosigkeit aufweist und eine Fülle von ungelösten Problemen einfach auf die nächste Regierung verschiebt, wie die hohe Inflation, die kritische Zahlungsbilanzlage, die Regelung der Konflikte mit ausländischen Gläubigern, die unzureichenden Investitionen und nicht zuletzt, das enorme Defizit der Staatsfinanzen.
Das sogenannte „Modell“ funktioniert einfach nicht. Es beruht auf einer erweiterten Sozialpolitik, die im Prinzip in Ordnung ist, aber viele Ungereimtheiten aufweist, einem ins Detail gehenden Interventionismus, einer weitgehenden Abschottung der Wirtschaft, einer erweiterten unternehmerischen Tätigkeit des Staates und einer untragbar hohen Staatsquote, mit einem erdrückend hohen Steuerdruck. Hinzu kommt noch der „Freundenkapitalismus“, bei dem einigen Unternehmern, die eventuell Strohmänner der Kirchners sind oder diese an ihren Geschäften beteiligen, zu guten Geschäften verholfen wird. Siehe Lázaro Báez, Cristóbal López u.a., die nicht so offen auftreten.
Am Anfang der Kirchner-Periode, ab Mai 2003, erweckte die Wirtschaftspolitik den Anschein, gut zu funktionieren. Das beruhte einmal auf dem niedrigen Ausgangspunkt nach dem Rückgang des BIP von fast 20% in der Periode 2001/02, wobei es im Wesen darum ging, brachliegende Kapazitäten wieder einzusetzen, mit der entsprechenden Beschäftigung von zusätzlichen Arbeitskräften. Ebenfalls wirkten damals noch Überschusskapazitäten bei Strom u.a. Bereichen, die dank Investitionen der Menem-Regierung geschaffen wurden. Dann kam die erhöhte Nachfrage nach Sojabohne u.a. Produkten auf, besonders durch China, die die Preise in die Höhe trieb. Das wurde von der technologischen Revolution der Landwirtschaft begleitet, die zu einer Rekordproduktion nach der anderen bei Getreide und Ölsaat führte und für sehr hohe Exporterlöse sorgte. Damit wurde auch die erweiterte Sozialpolitik finanziert. Doch all dies ging schon vor vier Jahren zu Ende, und die Regierung wusste nicht, wie sie die gute Konjunktur erhalten sollte. Die Stunde der Wahrheit war gekommen.
CFK und ihre Politiker werfen Mauricio Macri und seiner Partei PRO vor, dass sie zurück zu den 90er Jahren wollen, die sie verteufelt haben. Indessen sollte man sich daran erinnern, dass die Menem- Regierung ab 1991 eine interne Preisstabilität erreichte, mit gleichzeitigem hohen Wachstum, mit einer BIP-Zunahme von 9% im Jahr 1991 und noch einmal so viel 1992, und insgesamt bis 1998 von über 60%. Wir wären froh, jetzt so etwas zu haben. Was die Regierung jetzt erzählt, von Zerstörung der Industrie u.s.w., stimmt einfach nicht. Unter Menem wurde die petrochemische Produktion etwa verdoppelt, die Kfz-Fabriken wurden vollständig erneuert, wobei General Motors, Toyota, VW und FIAT völlig neue Fabriken errichteten, und bei VW noch eine Getriebefabrik in Córdoba hinzukam, und die Kfz-Produktion stieg gewaltig, mit modernen Modellen. Die Stahlproduktion sprang nach der Privatisierung von Somisa, jetzt Siderar, in die Höhe. All das und noch viel mehr ist Industrie. Gewiss mussten auf der anderen Seite viele Industriebetriebe aufgeben, von denen viele jedoch technologisch überholt oder sonst sehr unwirtschaftlich waren. Es ist ein Paradoxon des Wirtschaftswachstums, dass bei hohen Wachstumsraten auch viel mehr Unternehmen aufgeben. Das nennt man in der Wirtschaftstheorie „kreative Zerstörung“. Doch auf der anderen Seite sei bemerkt, dass die Reform der Konkursgesetzgebung, die 1994 erfolgte, erlaubt hat, viele Unternehmen zu retten.
Andererseits ist die These, die CFK unterschwellig vertritt, dass die Privatisierungen im Gegensatz zur Sozialpolitik stehen, grundsätzlich falsch. Die Übertragung von Staatsunternehmen auf den privaten Bereich, die in den 90er Jahren in grossem Umfang stattfand, hat die Staatsfinanzen entlastet: Subventionen für Finanzierung von Betriebsdefiziten und Investitionen verschwanden oder wurden viel geringer (wie bei Eisenbahnen und der U-Bahn), und die gleichen Unternehmen (Die Telefonunternehmen, Siderar, die Hafenbetreiber u.a.) zahlten bei privater Verwaltung Steuern. Abgesehen davon trugen die Privatisierungen zu einem phänomenalen Effizienzsprung bei, der sich auf die gesamte Wirtschaft ausgewirkt hat, und Wachstum und auch erhöhte Steuereinnahmen zur Folge hatte.
Die Privatisierungen haben somit die Staatsausgaben verringert und den Staat mit zusätzlichen Steuereinnahmen versorgt, und entscheidend zum wirtschaftlichen Wachstum beigetragen. Das hat Menem erlaubt, die staatlichen Mittel für Sozialpolitik mehr als zu verdoppeln. Ausserdem wurde das sehr erfolgreiche Sozialprogramm pro Huerta geschaffen, das über 500.000 Familien mit einem Grundstück oder einer kleinen Landfläche über das INTA (das technologische Institut der Landwirtschaft) verholfen hat, einen Gemüsengarten anzubauen. Unter den Kirchners hingegen beanspruchen die Staatsbetriebe, die unter ihnen geschaffen wurden, hohe staatliche Mittel, die somit anderen Zwecken, auch sozialen, entzogen werden.
Die Präsidentin weist stets auf die Erweiterung der Versorgung mit fliessendem Wasser und des Abwassersystems als einen grossen Erfolg der staatlichen AYSA hin, die aus der Konfiskation der privaten Aguas Argentinas entstanden ist, die Anfang der 90er Jahre aus der Übernahme der staatlichen Obras Sanitarias de la Nación durch die französische Suez und die spanische Aguas de Barcelona entstanden war. Tatsache ist jedoch, dass der Übergang auf AYSA mit der sofortigen Aufnahme von rund tausend unnötigen zusätzlichen Angestellten begleitet war, und dabei ein hohes Betriebsdefizit und auch hohe Investitionen der Staatskasse zur Last fielen. Die prívate Aguas Argentinas, die das ganze verkommene Wasserversorgungssystem in der Stadt Buenos Aires und Umgebung in Ordnung gebracht hat, was eine grossartige Leistung war, von der AYSA profitiert, hätte die gleichen Investitionen bestimmt besser und billiger vollzogen. Aber ihr wurden keine Tariferhöhungen zugestanden und auch keine Mittel für Investitionen übergeben, wie es bei AYSA der Fall war. Dennoch wurde viel investiert, und dabei sind Schulden von u$s 700 Mio. an ausländische Banken im Ausland entstanden, die bis heute nicht bezahlt worden sind. Auch andere aus Rückverstaatlichungen entstandenen Staatsunternehmen belasten die Staatskasse, an erster Stelle Aerolineas Argentinas mit einem Defizit von fast u$s 2 Mio. täglich.
Mauricio Macri lässt die ideologische Diskussion bei Seite. Die nackten Tatsachen sprechen für ihn. Unter seiner Leitung hat sich die Stadt Buenos Aires grundsätzlich positiv verändert. Die Schulen wurden in Ordnung gebracht, mit Heizung im Winter (die es vorher in vielen Fällen nicht gab), und über fünfzig neuen Schulen wurden gebaut. Die Qualität der Erziehung wurde spürbar verbessert; die Hospitäler wurden besser organisiert, die Müllabfuhr (die privat ist) wurde total geändert und modernisiert, es gibt keine lang dauernden Überschwemmungen mehr, weder in Palermo (Santa Fé und Juan B. Justo), noch in Belgrano u.a. Orten, was hohe Investitionen beansprucht hat. Der öffentliche Personenverkehr wurde durch den Metrobus wesentlich verbessert, wobei auch die U-Bahn, die privat betrieben wird, seit der Übertragung der Verantwortung an die Stadtverwaltung, besser funktioniert. Es wurden zahlreiche Unterführungen bei den Eisenbahnen gebaut, die den Verkehr erleichtern. Das Theater Colón wurde völlig instand gesetzt und erneuert. Und schliesslich wurde auch für eine bessere Strassenpflege gesorgt. All das, und noch viel mehr, ist weder links noch rechts, weder liberal-kapitalistisch noch sozialistisch. Es ist einfach effiziente Verwaltung. Wenn dieses Schema auf die Nationalverwaltung übertragen wird, kann man mit der Lösung vieler bestehender Probleme rechnen. In der Praxis kann man eben mit der Ideologie, ganz besonders der linken, wenig anfangen. Die Kirchner-Regierungen sind ein Musterbeispiel für die negative Wirkung ihrer konfusen marxistischen Ideologie auf die Wirtschaft.
Die Nationalregierung steht in krassem Gegensatz zu diesen sichtbaren Erfolgen, angefangen damit, dass CFK ständig mehr Staatsausgaben schafft und eine Vorliebe für falsche Prioritäten hat, wie das Kraftwerk in Rio Turbio, Provinz Santa Cruz, das eine neue Defizitquelle darstellt. Dass das traditionelle Postgebäude jetzt in ein Konzertsaal, mit Ausstellungsräumen u.dgl. umgewandelt wurde, ist reine Geldvergeudung. Die Stadt hat für Konzerte schon die Theater Colón, San Martín und Cervantes. Das Postgebäude hätte für andere Zwecke eingesetzt werden sollen, vielleicht für die Zusammenlegung zahlreicher in der Stadt verstreuter Gerichte. Das Projekt eines Hochhauses am Fluss, auf der sogenannten Insel Maciel, für audiovisuelle Tätigkeiten, ist völlig abwegig. Hoffentlich wird es nicht gebaut. Auch das in Vergessenheit geratene Projekt einer Hochgeschwindigkeitsbahn von Buenos Aires nach Córdoba zeugt von dieser irrationalen Einstellung, Nur auf wenigen Gebieten, besonders bei der Steuerverwaltung, kann CFK einen Fortschritt vorweisen, was hier eine Folge des Einsatzes der modernen Computertechnologie ist. Allgemein ist der extreme Interventionismus, den diese Regierung betreibt, der u.a. bei der Einzelgenehmigung von Importanträgen besteht, ein Störungs- und Korruptionsfaktor.
CFK spricht sich stets für einen grossen Staat aus, was gewiss nicht positiv ist. Das Prinzip „so viel Markt wie möglich und so viel Staat wie notwendig“ ist ihr fremd. Der zu grosse Staat, den sie und vorher ihr Gatte geschaffen haben, mit einer unnötigen und kostspieligen Aufblähung der Beamtenzahl um über eine Million Menschen (im Nationalstaat, den Provinzen und den Gemeinden) und mehreren neuen defizitären Staatsunternehmen, lässt sich nicht mit echten Einnahmen finanzieren. Er wirkt störend auf die Wirtschaft. Sie ist überzeugt, dass der Staat genau so effizient (oder eventuell sogar mehr) wie die Privatwirtschaft sein kann, und das stimmt einfach nicht. Der Vergleich der ehemaligen staatlichen Verwaltung mit der jetzt privaten in Bereichen wie Telefonie, Häfen, Stromversorgung u.a. spricht Bände.
Das Grundproblem besteht darin, dass CFK und auch Wirtschaftsminister Kicillof u.a. hohe Beamte das Effizienzkonzept nicht begriffen haben. Die Effizienz misst das Ergebnis im Verhältnis zu den eingesetzten Ressourcen. Der Staat ist allgemein ineffizient, d.h. er braucht für eine bestimmte Tätigkeit viel mehr Personen als die Privatwirtschaft, vollzieht Investitionen viel langsamer und unverhältnismässig teurer, und entscheidet langsam und oft falsch, was bei besonders dynamischen Tätigkeiten, wie bei Staatsunternehmen, stark ins Gewicht fällt. Damit eine Wirtschaft dauerhaft wachsen und dies mit einem echten sozialen Einschluss begleiten kann, muss sie effizient sein, was bedeutet, dass mit den gegebenen Ressourcen so viel wie möglich erreicht wird. Wenn man dies nicht versteht, dann wird die Wirtschaft zur Stagnation verurteilt. So einfach ist das.
Wirtschaftsübersicht
Das Budget 2016 zwischen zwei Regierungen
Es ist gesetzlich vorgeschrieben, dass das Projekt über den Staatshaushalt des nächsten Jahres jeweils vor dem 15. September im Kongress eingebracht wird. Das bedeutet dieses Mal, dass eine Regierung das Budget ausarbeitet, aber die nächste sich daran halten müsste. Wenn die Opposition die Wahlen gewinnt, mit Mauricio Macri als Präsident, ist dies schlicht absurd, da es bedeutet, dass diese Regierung der nächsten in grundsätzlichen Aspekten der Wirtschaftspolitik vorschreibt, was sie zu tun hat. Aber auch wenn der Regierungskandidat Daniel Scioli gewinnt, hat dieses Haushaltsgesetz, so wie es die Regierung vorhat, keinen Sinn, weil die Umstände ganz anders sind. Ausserdem lässt sich das hohe Defizit dieses Jahres, von bis zu 8% des BIP, nicht beibehalten, weil sich dies nicht mit Unterbringung von Staatsbonds finanzieren lässt und faktisch die Rate der monetären Expansion so stark in die Höhe treiben würde, auf alle Fälle auf über 50% jährlich, was die Inflation noch mehr antreiben würde.
Wirtschaftsminister Axel Kicillof hat dem Kongress in der Vorwoche schon die Grundlagen des Budgets 2016 zukommen lassen. Was er dabei bezweckt, weiss man nicht. Dabei wird darauf hingewiesen, dass der Konsum weiter gestützt werde, dass die Subventionen für Strom und städtischen Personentransport beibehalten werden, und dass weiter bedeutende Investitionen in Eisenbahnen vorgesehen sind. Auch werde das Programm der gepflegten Preise, das Kreditprogramm für dauerhafte Konsumgüter „Ahora 12“, und das Programm der Finanzierung des Wohnungsbaus Pro.Cre.Ar. beibehalten. Kicillof hält an seiner keynesianischen Grundthese fest, dass der Konsum auf dem höchstmöglichen Stand bleiben muss. Alles andere scheint ihn wenig zu interessieren.
Über die Zahlung von Amortisationen der Staatsschuld macht sich der Minister keine Sorgen, u.a. weil 63% der Zahlungen auf staatliche Ämter entfallen (ZB, ANSeS, Banco Nación u.a.) und somit automatisch erneuert werden. Diese innerstaatliche Schuld stellt eigentlich nur eine umständliche Form der Buchführung des Staates dar. In diesem Sinn wäre es besser, wenn die Staatskasse vereinheitlicht und diese Schuld gestrichen wird, weil dann Schuldner und Gläubiger der Gleiche sind. Dann würde der Staat eine geringere Schuld ausweisen, und das sieht für Dritte besser aus, obwohl sich im Wesen nichts geändert hat.
Über die Zahlung der Amortisationen der staatlichen Auslandsschuld hat sich der Minister, soweit bekannt wurde, nicht ausgesprochen. Diese Zahlungen wurden in den letzten Jahren durch eine zusätzliche Finanzierung der ZB ersetzt, was bedeutet, dass Devisenreserven dafür eingesetzt wurden. Doch diese reichen nächstes Jahr nicht aus, umso mehr als die Zahlungsbilanz ein Defizit aufweist. Nur mit hohen neuen Krediten oder Kapitalinvestitionen kann das Loch gestopft werden.
Doch Kicillof betont in seinem Schreiben an das Parlament, dass die Forderungen der Geierfonds nicht bezahlt werden, es sei denn, zu den gleichen Bedingungen wie die Gläubiger, die den Schuldenschnitt und die Streckung der Forderungen angenommen haben. Das nehmen die Holdouts, die den Prozess in New York in allen Instanzen gewonnen haben, nicht an. Dass die Regierungssprecher sie beschimpfen und Geierfonds nennen, ändert nichts an der Tatsache, dass sie einen Prozess gewonnen haben, und somit eine starke Verhandlungsposition haben, also bestenfalls einen geringen Abschlag und eine mittelfristige Streckung der Zahlungen annehmen dürften. Dieser Konflikt wirkt allgemein störend, und dürfte bei der nächsten Regierung intensiver aufkommen. Denn die Gläubiger wissen, dass bei CFK Hopfen und Malz verloren sind, so dass sich keine Anstrengung lohnt, dass sie aber bei der nächsten Regierung sofort hart auftreten müssen, um etwas zu erreichen. Das bezieht sich nicht nur auf die Holdouts, sondern auch auf die Kläger beim ICSID u.a.
Die nächste Regierung kommt nicht um eine energische Bemühung der Verringerung der Staatsausgaben herum. Denn das Defizit kann nicht beibehalten werden, und die Steuereinnahmen können real kaum erhöht werden, da die Steuerlast gesamthaft schon erdrückend für die Wirtschaft ist und in diesem Sinn rezessiv wirkt. Die Oppositionskanddaten Macri und Massa haben schon bestimmte Steuersenkungen oder –Abschaffungen in Aussicht gestellt, womit das Defizitproblem noch akuter würde. Auch Scioli würde sich gezwungen sehen, die Ausgaben einzudämmen, da ihm sonst eine Hyperinflation droht, die ihn vor Beendigung seiner Amtszeit von der Bildfläche fegen würde, einfach weil die Gesellschaft dies nicht erträgt.
Die Opposition und auch die Regierungsfraktion im Kongress wären gut beraten, wenn sie den Haushaltsvorschlag der Regierung nicht vor dem 10. Dezember verabschieden. Sie sollten sich die einzelnen Aspekte ernsthaft überlegen und Vorschläge ausarbeiten, damit ein realistisches Budget bis zum 31. Dezember 2015 zum Gesetz wird. Von den K-Abgeordneten kann man nicht viel erwarten. Sie werden jedoch geneigt sein, bei einer neuen Regierung und ohne CFK, die absolute Gehorsamspflicht fordert und Abweichungen bestraft, etwas vernünftiger vorzugehen. Die Frage ist, ob die Oppositionsdeputierten, vom PRO, von der UCR, von der „Coalición cívica“ u.a. sich ensthaft mit dem Fall befassen. Ihre Wirtschaftsberater, alle angesehene Ökonomen, sollten ihnen schon einen Massnahmenkatalog ausarbeiten.